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“Arbeit und Schwerbehinderung“ 
(gekürzte Fassung für Unterrichtszwecke) 

 
 

Kapitel 1 
Allgemeine Regelungen 

§1 Selbstbestimmung und Teilhabe am Leben der Gesellschaft 

Behinderte oder von Behinderung bedrohte Menschen erhalten Leistungen nach diesem Buch und den für die 
Rehabilitationsträger geltenden Leistungsgesetzen, um ihre Selbstbestimmung und gleichberechtigte Teilhabe am 
Leben in der Gesellschaft zu fördern, Benachteiligungen zu vermeiden oder ihnen entgegenzuwirken. Dabei wird den 
besonderen Bedürfnissen behinderter und von Behinderung bedrohter Frauen und Kinder Rechnung getragen. 

§ 2 Behinderung

(1) Menschen sind behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder seelische Gesundheit mit hoher 
Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für das Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher 
ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist. Sie sind von Behinderung bedroht, wenn die 
Beeinträchtigung zu erwarten ist. 
 
(2) Menschen sind im Sinne des Teils 2 schwerbehindert, wenn bei ihnen ein Grad der Behinderung von wenigstens 
50 vorliegt und sie ihren Wohnsitz, ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder ihre Beschäftigung auf einem Arbeitsplatz (...) 
rechtmäßig im Geltungsbereich dieses Gesetzbuches haben. 
 
(3) (...) 
 
(...) 
 
 

Kapitel 2 
Beschäftigungspflicht der Arbeitgeber 

 
§ 71 Pflicht der Arbeitgeber zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen

(1) Private und öffentliche Arbeitgeber (Arbeitgeber) mit jahresdurchschnittlich monatlich mindestens 20 
Arbeitsplätzen im Sinne des § 73 haben auf wenigstens 5 Prozent der Arbeitsplätze schwerbehinderte 
Menschen zu beschäftigen. Dabei sind schwerbehinderte Frauen besonders zu berücksichtigen. 
Abweichend von Satz 1 haben Arbeitgeber mit jahresdurchschnittlich monatlich weniger als 40 
Arbeitsplätzen jahresdurchschnittlich je Monat einen schwerbehinderten Menschen, Arbeitgeber mit 
jahresdurchschnittlich monatlich weniger als 60 Arbeitsplätzen jahresdurchschnittlich je Monat zwei 
schwerbehinderte Menschen zu beschäftigen. 
 
(2) (...) 
 
(...) 
 

 
 



§ 73 Begriff des Arbeitsplatzes

(1) Arbeitsplätze (...) sind alle Stellen, auf denen Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, Beamte und 
Beamtinnen, Richter und Richterinnen sowie Auszubildende und andere zu ihrer beruflichen 
Bildung Eingestellte beschäftigt werden. 

 
(...) 
 
(3)  Als Arbeitsplätze gelten ferner nicht Stellen, die nach der Natur der Arbeit oder nach den zwischen den
      Parteien getroffenen Vereinbarungen nur auf die Dauer von höchstens acht Wochen besetzt sind, sowie 
      Stellen, auf denen Beschäftigte weniger als 18 Stunden wöchentlich beschäftigt werden. 

§ 74 Berechnung der Mindestzahl von Arbeitsplätzen und der Pflichtarbeitsplatzzahl

(1) Bei der Berechnung der Mindestzahl von Arbeitsplätzen und der Zahl der Arbeitsplätze, auf denen 
     schwerbehinderte Menschen zu beschäftigen sind (§ 71), zählen Stellen, auf denen Auszubildende 
     beschäftigt werden, nicht mit. (...). 
 
(2) Bei der Berechnung sich ergebende Bruchteile von 0,5 und mehr sind aufzurunden, bei Arbeitgebern mit
     jahresdurchschnittlich weniger als 60 Arbeitsplätzen abzurunden. 
 

(...) 

§ 77 Ausgleichsabgabe

(1) Solange Arbeitgeber die vorgeschriebene Zahl schwerbehinderter Menschen nicht beschäftigen,
      entrichten sie für jeden unbesetzten Pflichtarbeitsplatz für schwerbehinderte Menschen eine
      Ausgleichsabgabe. Die Zahlung der Ausgleichsabgabe hebt die Pflicht zur Beschäftigung
      schwerbehinderter Menschen nicht auf. Die Ausgleichsabgabe wird auf der Grundlage einer
      jahresdurchschnittlichen Beschäftigungsquote ermittelt. 
 
(2)  Die Ausgleichsabgabe beträgt je unbesetzten Pflichtarbeitsplatz  
 
1.  105 Euro bei einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigungsquote von 3 Prozent bis weniger als dem
      geltenden Pflichtsatz, 
2.  180 Euro bei einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigungsquote von 2 Prozent bis weniger als 3
      Prozent, 
3. 260 Euro bei einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigungsquote von weniger als 2 Prozent.
      Abweichend von Satz 1 beträgt die Ausgleichsabgabe je unbesetzten Pflichtarbeitsplatz für
      schwerbehinderte Menschen  
1.   Für Arbeitgeber mit jahresdurchschnittlich weniger als 40 zu berücksichtigenden Arbeitsplätzen bei einer
     jahresdurchschnittlichen Beschäftigung von weniger als einem schwerbehinderten Menschen 105  Euro
     und 
2.  für Arbeitgeber mit jahresdurchschnittlich weniger als 60 zu berücksichtigenden Arbeitsplätzen bei einer
    jahresdurchschnittlichen Beschäftigung von weniger als zwei schwerbehinderten Menschen 105 Euro und
     bei einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigung von weniger als einem schwerbehinderten Menschen
    180 Euro. 
 
(3) (...). 
 
(4) Die Ausgleichsabgabe zahlt der Arbeitgeber jährlich(...) an das für seinen Sitz zuständige 
      Integrationsamt. Ist ein Arbeitgeber mehr als drei Monate im Rückstand, erlässt das Integrationsamt 
      einen Feststellungsbescheid über die rückständigen Beträge und zieht diese ein.  
 
(5) Die Ausgleichsabgabe darf nur für besondere Leistungen zur Förderung der Teilhabe schwerbehinderter
     Menschen am Arbeitsleben einschließlich begleitender Hilfe im Arbeitsleben (...) verwendet werden, 
     soweit Mittel für denselben Zweck nicht von anderer Seite zu leisten sind oder geleistet werden. Aus dem
     Aufkommen an Ausgleichsabgabe dürfen persönliche und sächliche Kosten der Verwaltung und Kosten 
     des Verfahrens nicht bestritten werden. (...) 



 

Kapitel 3 
Sonstige Pflichten der Arbeitgeber; Rechte der schwerbehinderten 

Menschen 

§ 80 Zusammenwirken der Arbeitgeber mit der Bundesagentur für Arbeit und den Integrationsämtern

(1) Die Arbeitgeber haben, gesondert für jeden Betrieb und jede Dienststelle, ein Verzeichnis der bei ihnen 
beschäftigten schwerbehinderten, ihnen gleichgestellten behinderten Menschen und sonstigen 
anrechnungsfähigen Personen laufend zu führen und dieses den Vertretern oder Vertreterinnen der 
Bundesagentur für Arbeit und des Integrationsamtes, die für den Sitz des Betriebes oder der Dienststelle 
zuständig sind, auf Verlangen vorzulegen. 
 
(2) Die Arbeitgeber haben der für ihren Sitz zuständigen Agentur für Arbeit einmal jährlich bis spätestens 
zum 31. März für das vorangegangene Kalenderjahr, aufgegliedert nach Monaten, die Daten anzuzeigen, 
die zur Berechnung des Umfangs der Beschäftigungspflicht, zur Überwachung ihrer Erfüllung und der 
Ausgleichsabgabe notwendig sind. Der Anzeige sind das nach Absatz 1 geführte Verzeichnis sowie eine 
Kopie der Anzeige und des Verzeichnisses zur Weiterleitung an das für ihren Sitz zuständige 
Integrationsamt beizufügen. (...) 
 
(3) (...) 
 
(...) 
  

§ 81 Pflichten des Arbeitgebers und Rechte schwerbehinderter Menschen

(1) (...) 
 

(2) Arbeitgeber dürfen schwerbehinderte Beschäftigte nicht wegen ihrer Behinderung benachteiligen. Im 
Einzelnen gelten hierzu die Regelungen des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes. 
 
(3) Die Arbeitgeber stellen durch geeignete Maßnahmen sicher, dass in ihren Betrieben und Dienststellen 
wenigstens die vorgeschriebene Zahl schwerbehinderter Menschen eine möglichst dauerhafte 
behinderungsgerechte Beschäftigung finden kann. Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 
 
(4) Die schwerbehinderten Menschen haben gegenüber ihren Arbeitgebern Anspruch auf  
 
1.           Beschäftigung, bei der sie ihre Fähigkeiten und Kenntnisse möglichst voll verwerten und 
              weiterentwickeln können, 
 
2.           bevorzugte Berücksichtigung bei innerbetrieblichen Maßnahmen der beruflichen Bildung zur 
              Förderung ihres beruflichen Fortkommens, 
 
3.           Erleichterungen im zumutbaren Umfang zur Teilnahme an außerbetrieblichen Maßnahmen der 
              beruflichen Bildung, 
 
4.           behinderungsgerechte Einrichtung und Unterhaltung der Arbeitsstätten einschließlich der 
              Betriebsanlagen, Maschinen und Geräte sowie der Gestaltung der Arbeitsplätze, des 
              Arbeitsumfeldes, der Arbeitsorganisation und der Arbeitszeit, unter besonderer Berücksichtigung 
              der Unfallgefahr, 
 
5.           Ausstattung ihres Arbeitsplatzes mit den erforderlichen technischen Arbeitshilfen 
              unter Berücksichtigung der Behinderung und ihrer Auswirkungen auf die Beschäftigung. (...) 
 
(5) Die Arbeitgeber fördern die Einrichtung von Teilzeitarbeitsplätzen. Sie werden dabei von den 
Integrationsämtern unterstützt. Schwerbehinderte Menschen haben einen Anspruch auf 
Teilzeitbeschäftigung, wenn die kürzere Arbeitszeit wegen Art oder Schwere der Behinderung notwendig ist; 
Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend.  



(...) 

Kapitel 4 
Kündigungsschutz 

 
§ 85 Erfordernis der Zustimmung

Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses eines schwerbehinderten Menschen durch den Arbeitgeber bedarf 
der vorherigen Zustimmung des Integrationsamtes. 

§ 86 Kündigungsfrist

Die Kündigungsfrist beträgt mindestens vier Wochen. 

§ 87 Antragsverfahren

(1) Die Zustimmung zur Kündigung beantragt der Arbeitgeber bei dem für den Sitz des Betriebes (...) 
zuständigen Integrationsamt schriftlich. Der Begriff des Betriebes und der Begriff der Dienststelle im Sinne 
des Teils 2 bestimmen sich nach dem Betriebsverfassungsgesetz (...) 
 
(2) Das Integrationsamt holt eine Stellungnahme des Betriebsrates oder Personalrates und der 
Schwerbehindertenvertretung ein und hört den schwerbehinderten Menschen an. 
 
(3) Das Integrationsamt wirkt in jeder Lage des Verfahrens auf eine gütliche Einigung hin. 
 

§ 88 Entscheidung des Integrationsamtes

(1) Das Integrationsamt soll die Entscheidung, falls erforderlich auf Grund mündlicher Verhandlung, 
innerhalb eines Monats vom Tage des Eingangs des Antrages an treffen. 
 
(2) Die Entscheidung wird dem Arbeitgeber und dem schwerbehinderten Menschen zugestellt. Der 
Bundesagentur für Arbeit wird eine Abschrift der Entscheidung übersandt. 
 
(3) Erteilt das Integrationsamt die Zustimmung zur Kündigung, kann der Arbeitgeber die Kündigung nur 
innerhalb eines Monats nach Zustellung erklären. 
 
(4) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Zustimmung des Integrationsamtes zur Kündigung haben 
keine aufschiebende Wirkung. 
 
(5) (...) 

(...) 

§ 91 Außerordentliche Kündigung

(1) Die Vorschriften dieses Kapitels gelten mit Ausnahme von § 86 auch bei außerordentlicher Kündigung, 
soweit sich aus den folgenden Bestimmungen nichts Abweichendes ergibt. 
 
(2) Die Zustimmung zur Kündigung kann nur innerhalb von zwei Wochen beantragt werden; maßgebend ist 
der Eingang des Antrages bei dem Integrationsamt. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der 
Arbeitgeber von den für die Kündigung maßgebenden Tatsachen Kenntnis erlangt. 
 
(3) Das Integrationsamt trifft die Entscheidung innerhalb von zwei Wochen vom Tage des Eingangs des 
Antrages an. Wird innerhalb dieser Frist eine Entscheidung nicht getroffen, gilt die Zustimmung als erteilt. 



(4) Das Integrationsamt soll die Zustimmung erteilen, wenn die Kündigung aus einem Grunde erfolgt, der 
nicht im Zusammenhang mit der Behinderung steht. 
 
(5) Die Kündigung kann auch nach Ablauf der Frist des § 626 Abs. 2 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
erfolgen, wenn sie unverzüglich nach Erteilung der Zustimmung erklärt wird. 
 
(6) Schwerbehinderte Menschen, denen lediglich aus Anlass eines Streiks oder einer Aussperrung fristlos 
gekündigt worden ist, werden nach Beendigung des Streiks oder der Aussperrung wieder eingestellt. 

(...) 
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Übrigens: Online-Übungen zur Berufsausbildung finden sich auf www.lernnetz24.de 
 
 


